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Fachdidaktik ist die Wissenschaft vom fachspezifischen Lehren und Lernen inner-
halb und außerhalb der Schule. In ihren Forschungsarbeiten befasst sie sich mit der 
Auswahl, Legitimation und didaktischen Rekonstruktion von Lerngegenständen, 
der Festlegung und Begründung von Zielen des Unterrichts, der methodischen 
Strukturierung von Lernprozessen sowie der angemessenen Berücksichtigung der 
psychischen und sozialen Ausgangsbedingungen von Lehrenden und Lernenden. 
Außerdem widmet sie sich der Entwicklung und Evaluation von Lehr- und Lern-
materialien (Konferenz der Vorsitzenden der Fachdidaktischen Fachgesellschaften, 
KVFF 1998).

Mit der Gründung der Gesellschaft für Fachdidaktik (GFD) im Jahre 2001 haben 
die Fachdidaktiken in Deutschland eine organisierte Vertretung und ein effektives 
Sprachrohr bekommen. Gleichzeitig wurde eine eigene Publikationsreihe (For-
schungen zur Fachdidaktik) eingerichtet, die nun als Fachdidaktische Forschungen 
weitergeführt wird. In dieser Reihe erscheinen Monographien und Sammelbände, 
die aufgrund ihrer methodischen Anlage oder inhaltlichen Schwerpunkte von allge-
meinem fachdidaktischem Forschungsinteresse sind. Dadurch soll die interdiszipli-
näre Kooperation der Fachdidaktiken auf dem Gebiet der Forschung angeregt und 
gefördert werden.
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Reinhold Hedtke

Bildung zur Partizipation

Fachdidaktik als Auftragnehmerin der Politik?

Partizipatorische Programme, Politiken und Pädagogiken genießen große Aufmerk-
samkeit und breite Zustimmung. Sie haben sich als Standard der political correctness 
etabliert. Auch in Fachdidaktiken und in Bildungsplänen, in staatlichen Schulen und 
im Unterricht findet Partizipation breite Unterstützung und aktive Resonanz.

Umgekehrt herrscht großer politischer Erwartungsdruck. Bildungsorganisatio-
nen sollen die gewünschte Partizipation produzieren (Kap. 1). Pädagogik und Fach-
didaktiken bleiben davon nicht unberührt, sie positionieren sich zur Partizipations-
bildung (Kap. 2). Dabei lassen sie den sozialwissenschaftlichen Diskussionsstand 
meist unberücksichtigt, was zur Unklarheit fachdidaktischer Positionen führt (Kap. 
3). Wenn Fachdidaktiken diese Zusammenhänge selbstkritisch reflektieren, können 
sie ihre Aufgabenlast begrenzen und ihre Arbeit besser fokussieren (Kap. 4).

1.	 Politischer Erwartungsdruck

Seit Jahren stehen die Fachdidaktiken unter politischem Erwartungsdruck. Sie sollen 
schulische und außerschulische Aktivitäten anstiften und anleiten, um die politische 
und gesellschaftliche Partizipation von Jugendlichen zu steigern. Das trifft besonders 
die Fachdidaktiken der gesellschaftswissenschaftlichen Domäne.

Seit den 1990er Jahren forcieren sowohl die Europäische Union als auch der 
Europarat eine stärkere Partizipation der Bürgerinnen; dazu legen sie zahlreiche 
Programme auf. Diese arbeiten mit Schlüsselbegriffen wie „participation“, „active ci-
tizenship“, „good citizenship“, „active participant“. Auch auf nationaler Ebene blühen 
die Partizipationsförderungsprogramme.

Wahlen gelten bekanntlich als das Legitimationsverfahren in Demokratien und 
als wichtigste konventionelle Form politischer Partizipation. Sinkende Wahlbeteili-
gungen indizieren, so die verbreitete Auffassung, abnehmende Legitimationsniveaus 
für das politische System. Das erzeugt dort Sorgen und Handlungsbedarf. Auch 
die Finanz- und Wirtschaftskrisen beschädigen Systemvertrauen und Partizipation 
(Hoskins et al., 2012, S. 74–78). Dies motiviert Staat und Politik zum Gegensteuern, 
und damit beauftragen sie oft die Bildungspolitik.

Als ein erster Problemkomplex erscheinen also notorisch niedrige Wahlbetei-
ligungen, vor allem bei jungen Erwachsenen, insbesondere bei Europawahlen. Als 
zweiter Problemkomplex gilt der unbefriedigende oder prekäre soziale Zusammen-
halt in einzelnen Ländern und in Europa insgesamt. Deshalb sollen die Gesellschafts-
mitglieder ihre sozialen Partizipationsaktivitäten steigern und so zu Kohäsion, 
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Konsens und Harmonie beitragen (Zimenkova, 2013a). Die einschlägigen Stichworte 
lauten Engagementpolitik, Demokratielernen und Service Learning. Auch im Zuge 
der wachsenden Migrationsströme erscheinen bürgerschaftliche und bürgerliche 
Partizipation als ideales Instrument der Integration.

Europäische und nationale Partizipationspolitiken adressieren einen dritten 
Problemkomplex: wirtschaftliche Wettbewerbsfähigkeit und Wachstumsförderung. 
So postuliert die EU-Kommission einen Zusammenhang zwischen „employability“, 
„economic competitiveness“, „active citizenship“ und „social cohesion“ (vgl. Hoskins 
et al., 2012, S. 77). Aus dieser Sicht fördert auch die Entrepreneurship Education die 
Partizipation (Jung, 2011).

Wahlbeteiligung, Kohärenz und Wirtschaftswachstum erweisen sich damit als 
die Kernziele gegenwärtiger europäischer Partizipationspolitiken. Das gilt, grosso 
modo, auch für die nationalen Politiken, die vielfältige Programme und Aktivitäten 
mit ähnlicher Stoßrichtung hervorbringen. Daran beteiligen sich auch die Fachdi-
daktiken und die Schulen. Wie positionieren sich Fachdidaktiken zur Partizipation 
und insbesondere zur politischen Partizipation?

2.	 Fachdidaktiken und Partizipation

Vor der Frage nach der Positionierung stellt sich die Frage nach dem Begriff. Die 
Palette der Definitionen von Partizipation ist bunt. 

Man findet beispielsweise einen weiten Begriff in der Wirtschaftsdidaktik, der die 
formale und die informell-personale Partizipationsform unterscheidet (Jung, 2009). 
Danach bedeutet ökonomisches Partizipieren, an existenzsichernden wirtschaftli-
chen Aktivitäten oder Prozessen teilzunehmen oder teilzuhaben, zum Beispiel kon-
sumieren, arbeiten, sparen, investieren (Jung, 2009, S. 20–21). So gesehen partizipiert 
fast jeder fast immer und fast überall. Ähnlich umfassende Partizipationsbegriffe 
nutzt man im Kontext von Engagement-Lernen oder Service-Learning (vgl. kritisch 
Zimenkova, 2013b, S.  173–174). Solche all-inclusive-Kategorien dienen als Projekti-
onsfläche und Legitimationsformel für vieles. 

Dagegen verwende ich in erster Linie einen starken Begriff von politischer Par-
tizipation. Danach geht es bei Partizipation erstens um das Teilen von Macht und 
Entscheidung über Regeln und Ressourcen. Direkte Partizipation verlangt dann eine 
Teilung von Macht zwischen Bürgerinnen ohne Amt und administrative Position auf 
der einen und entscheidungsbefugten und -mächtigen Beamtinnen auf der anderen 
Seite (Roberts, 2004, S. 320). 

Partizipation betrifft zweitens Fragen, die die Beteiligten selbst als wichtig oder 
als substanziell betrachten (Roberts, 2008, S. 7). Gesellschaftliche und ökonomische 
Partizipation verstehe ich in diesem Sinne ebenfalls als starke Begriffe, denn auch 
dort geht es zuerst und vor allem um das Teilen von Macht, Chancen und Ressour-
cen.
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2.1	 Lernen von etwas und Bildung für etwas 

Im Folgenden unterscheide ich zwischen Partizipation als Gegenstand bzw. Thema, 
also als „Lernen von etwas“, und Partizipationsbildung als „Erziehung zu“ oder 
„Bildung für etwas“. Beim ersten Ansatz geht es in erster Linie um den Erwerb von 
Wissen und Können, bei Bildung für Partizipation dagegen vor allem um die Verän-
derung von Einstellungen und Handeln.

Als Gegenstand ordnet man Partizipation üblicherweise insbesondere der sozial-
wissenschaftlichen Domäne mit ihren Subdomänen Politik, Gesellschaft, Wirtschaft, 
Recht und den jeweiligen Schulfächern zu. Als Bildung für bzw. Erziehung zu steht 
Partizipation in einer langen Tradition von anderen Bildungen für. Ihre Verwandten 
sind Gesundheitserziehung, Umwelterziehung, Verkehrserziehung, Berufsorientie-
rung, usw. Solche Bildungen für haben vier Gemeinsamkeiten (Simonneaux, Tutiaux-
Guillon & Legardez, 2012, S. 18).

•	 Erstens sind sie von der Sache her thematisch und interdisziplinär oder transdis-
ziplinär. Sie überschreiten damit die horizontale Fächerstruktur der Schule.

•	 Zweitens stehen sie in enger Verbindung zu gesellschaftlichen Kontroversen und 
Problemen. Sie engagieren die Akteure direkt für ihre Sache, denn sie verstehen 
sich als Antwort auf eine gesellschaftliche Forderung nach Erziehung zu etwas.

•	 Drittens beziehen sie sich auf bestimmte Werte und schließen andere Werte aus. 
Ihre Werte sollen die jeweiligen Vorschriften begründen, denen die Lernenden 
im Leben folgen sollen.

•	 Viertens zielen sie im Allgemeinen explizit auf eine Veränderung von Einstel-
lungen und Handeln, „the objective is to understand in order to act and to act in 
order to change oneself, change society, and even to change the world.“ (Simon-
neaux et al., 2012, S. 18).

Konzeptionen, die eine Bildung für etwas verlangen, haben zwei wichtige Konse-
quenzen. Zum einen stellen sie den Status und die Legitimität des üblichen wis-
senschaftlichen, akademischen, gesellschaftlichen und schulischen Wissens infrage 
(Simonneaux et al., 2012, S. 18).

Zum anderen stellen sie eine brisante Frage: Wie lassen sich Konzeptionen von 
Bildung für mit der herrschenden schulischen Lehr- und Lernkultur verbinden? 
Denn Bildung für liegt unvermeidlich über und quer zu den fachlichen Strukturen 
und Inhalten (Simonneaux et al., 2012, S. 18). 

Beide Infragestellungen wehren Fachdidaktikerinnen, die ein disziplinorientier-
tes Selbstverständnis pflegen, üblicherweise ab. Sie halten meist an herkömmlichen, 
akademisch geprägten Wissenskulturen und etablierten einzeldisziplinären Fach-
strukturen fest. Diese sehen sie als Inbegriff von Wissenschaftlichkeit und setzen 
sie als übergeordnete normative Vorgabe, an denen sich die Schulfächer schlicht zu 
orientieren haben (vgl. als Beispiele für Deutschland Seeber, Retzmann, Remmele & 
Jongebloed, 2012; Detjen, Massing, Richter & Weißeno, 2012).
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Unter diesen Bedingungen kommt es zu mindestens drei Spannungsverhältnis-
sen, die Bildungen für im Allgemeinen und ihre spezielle Ausprägung Bildung für 
Partizipation mit sich bringen.

2.2	 Spannungsverhältnisse der Bildungen für

Eine erste Spannungslinie verläuft zwischen dem genuin transdisziplinären Charak-
ter jeder Bildung für und dem Beharren auf einem allein wissenschaftsdisziplinär 
oder schulfachlich strukturierten Wissen (vgl. Simonneaux et al., 2012, S. 18). Diese 
Spannung betrifft in der Wirtschaftsdidaktik vor allem die monodisziplinären Kon-
zepte. In der Politikdidaktik in Europa betrachtet man dagegen mehrheitlich die 
politische Bildung als multidisziplinär fundiert (z. B. Juchler, 2014). Das trifft auch 
für Sozioökonomiedidaktikerinnen und die sozioökonomische Bildung zu (Fischer 
& Zurstrassen, 2014). 

Ein zweiter Spannungsbogen konfrontiert das moderne Bildungsziel eines auto-
nomen und identitären Individuums auf der einen Seite mit der intensiven Interven-
tion in diese Autonomie, die jede Bildung für bewirken soll, auf der anderen Seite. 
Denn Bildung für verlangt, das Individuum müsse sich, sein Handeln und die Welt 
aktiv ändern (Simonneaux et al., 2012, S. 18–19, 27) – es müsse etwa ökologisch füh-
len, denken, handeln und ökologische Politik machen. 

Forderungen des Typs „Du musst dein Leben ändern!“ oder „Du musst die Ge-
sellschaft ändern!“ oder doch wenigstens deine Einstellungen findet man sowohl in 
Politikdidaktik oder citizenship education als auch in der Wirtschaftsdidaktik. Für 
Formen wie multikulturelle, Menschenrechts- oder Nachhaltigkeitsbildung liegt dies 
ebenso nahe wie für Konsumenten-, Finanz- oder Unternehmerbildung.

Ein drittes Spannungsverhältnis folgt aus zwei alternativen Selbstverständnissen 
von Fachdidaktik. Eine Bildung für kann man als ein kritisches oder als ein sozial-
technisches Projekt konzipieren. 

Bildungskonzeptionen, die sich explizit als kritisch verstehen, findet man eher 
in der Politikdidaktik und ihrem Umfeld. Aber auch dort gibt es, insbesondere im 
Kontext der Partizipationsbildung, nicht selten sozialtechnisch motivierte Ansätze. 

Sozialtechnik als Intention und Legitimation ist allerdings in der Wirtschaftsdidak-
tik stärker verbreitet. So stützt beispielsweise die Gründungsidee der entrepreneurship 
education sowohl die Wirtschaftswachstumspolitik wie die sozialpolitische Risikoindi-
vidualisierungspolitik, und das Hauptmotiv der Finanzbildung fügt sich gut in die Po-
litik der privaten kapitalbasierten Altersvorsorge (vgl. Arthur, 2012). Aus diesen kurzen 
Überlegungen zu Bildung für folgen einige fachdidaktisch-politische Fragen: 

•	 Wollen die Fachdidaktiken ihre wissenschaftliche Autonomie gegenüber politi-
schen Erwartungen wahren? Wie können sie das erreichen?

•	 Wagen es Fachdidaktiken, politische Aufgabenzuschreibungen selbstbewusst an 
die Politik zurückzuweisen?
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•	 Wie positionieren sie sich zwischen Sozialtechnik und Kritik?
•	 Wie hartnäckig verteidigen sie die Autonomie der Lernenden?

Diese Fragenkomplexe sind für die Bildung für Partizipation meines Wissens bisher 
weitgehend ungeklärt. Nicht viel besser sieht es aus, wenn man nach der begrifflichen 
und theoretischen Basis von Partizipationsbildung fragt.

2.3	 Partizipationsbegriff und Partizipationstheorie 

Pädagogische oder fachdidaktische Ansätze für Partizipationsbildung versäumen es 
oft, sich der sozialwissenschaftlichen Grundlagen von Partizipation zu versichern 
(vgl. dazu z. B. Sack, 2013). Dabei sind Partizipation, Bürgerschaft und Demokratie 
wissenschaftlich und politisch anhaltend umstrittene Konzepte, sie bilden den Ge-
genstand einer Reihe von traditionsreichen und verzweigten Kontroversen (Roberts, 
2004, S. 315–320, vgl. Kocka & Merkel, 2015, S. 312).

Deshalb gilt erstens, dass sowohl der Lerngegenstand Partizipation als auch die 
Bildung für Partizipation je nach Theoriebezug sehr unterschiedliche Inhalte und 
Intentionen umfassen.

Denn zu elitären, pluralistischen, deliberativen, partizipativen, aktivistischen 
oder kosmopolitischen Demokratiemodellen gehören jeweils unterschiedliche Prob-
lemdefinitionen, Partizipationsformen und Kompetenzen (vgl. z. B. Bellamy & Cas-
tiglione, 2013, Sack, 2013, S. 17–29, Toots, 2013). Auch die Wertebasis unterscheidet 
sich schon in formaler Hinsicht erheblich, etwa wenn Modelle von thick democracy 
gemeinsame Werte der Bürgerinnen, verkörpert in vorgängig geteilten Vorstellungen 
vom Gemeinwohl voraussetzen, während thin democracy von (auch) grundsätzlich 
unterschiedlichen Werten ausgeht (Bellamy & Castiglione, 2013, S. 213–214). Die the-
oretische Basis der Partizipationsbildung wird noch problematischer, wenn man die 
Debatte über Postdemokratie berücksichtigt (vgl. Kap. 3.3).

Worauf es also ankommt, sind die Implikationen, die ein bestimmter Partizi-
pationsbegriff transportiert. Aus jedem Begriff folgen unterschiedliche politische 
Strategien und Instrumentalisierungen, unterschiedliche Handlungsspielräume, 
Wirkungschancen und Veränderungspotentiale. 

Eine zweite Unterscheidung betrifft die politische Wirkrichtung von Partizipati-
on. Handelt es sich um Partizipationspolitik und Partizipationsbildung „von oben“ 
(Sack, 2013, S. 16–18)? Verlangen oder erwarten der Staat und seine Einrichtungen 
mehr Partizipation von den Bürgerinnen? Fordern Schulleitung und Lehrkräfte Par-
tizipation von den Lernenden ein?

Oder handelt es sich um Partizipationsaktivitäten „von unten“? Das heißt: for-
dern Bürgerinnen Mitbestimmungsrechte oder setzen sie sie durch, z. B. Arbeits-
migranten? Beispiele bieten etwa „processes of transition from below“, in denen 
Menschenrechtsorganisationen, Gewerkschaften, Kirchen u. a. zur internationalen 
Delegitimierung autoritärer Regime beigetragen haben (della Porta & Rossi, 2013).
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Oder geht es gar um Partizipationsbewegungen „von außen“, die von Nicht-Bür-
gerinnen ausgehen und getragen werden? Sie werden u. a. im Kontext der Migration 
aktuell (vgl. Olson, 2013).

Argumente für Partizipation kommen drittens aus ganz unterschiedlichen Pers-
pektiven. Analytisch kann man fünf Hauptansätze für politische Partizipationskon-
zepte unterscheiden, die sich real miteinander mischen können: funktionalistische, 
neoliberale, deliberative, anthropologische und post-moderne (Renn & Schweizer, 
2012, S. 277–284). 

Auch die Erwartungen von Effekten von mehr Partizipation, kann man analytisch 
typisieren. Ein erster Typ erwartet ein reibungsloseres Funktionieren der etablierten 
politischen und gesellschaftlichen Institutionen. Hier handelt es sich um eine allge-
meine systemfunktionalistische Perspektive (vgl. Hedtke, 2013). Derartige Partizipa-
tionspolitiken gehören in die Kategorie des „social engineering“ (Sack, 2013, S. 32).

Ein zweiter Typ erhofft von Partizipation vor allem eine zivilgesellschaftlich-indi-
viduelle Kompensation der Lücken, die die Rücknahme von Leistungen des Sozial-
staats gerissen hat (vgl. Novoa, 2007, S. 145–146). Hier geht es um eine, auf bestimmte 
Public Policies bezogene Instrumentalisierung der Bürgerinnen durch zusätzliche 
Formen von Partizipation. Dies kann man als eine neoliberal-kommunitaristische 
Perspektive charakterisieren. Sie beherrscht die einschlägige EU-Politik und verträgt 
sich gut mit den neuen Anforderungen an den Arbeitskraftunternehmer, das unter-
nehmerische Selbst und den lebenslangen Lerner.

Ein dritter Erwartungstyp setzt darauf, dass die Bevölkerung mittels mehr oder 
andersartiger Partizipation ihre Interessen besser vertreten (lassen) kann. Dies soll 
vor allem die Gruppen begünstigen, die im politischen Prozess bisher kaum Gehör 
fanden (vgl. z. B. Klatt & Walter, 2014). Dies ist ein advokatorischer Ansatz. Er ist eng 
verwandt mit der Erwartungshaltung, mehr oder andere Partizipation können zur 
Verminderung der sozialen, politischen und/oder ökonomischen Ungleichheiten 
beitragen. Man kann sie als tendenziell politisch-egalitäre Position kennzeichnen.

Viertens geht es um die legitimen Felder von Partizipation. Betrifft die Forderung 
nach mehr Partizipation nur Politik und Gesellschaft oder auch die Wirtschaft? Wenn 
es auch um Wirtschaft geht, handelt es sich um einen universal egalitären Ansatz.

Diese Skizze zeigt, dass die Fachdidaktiken klären müssen, welchen Unterschei-
dungen sie sich konzeptionell zuordnen und wofür sie stehen wollen. Stellen sie ih-
ren Partizipationsbegriff in eine kritische und emanzipatorische Tradition? Stehen 
sie für Rechte auf echte Mitbestimmung auf der Basis einer echten Teilung von Ent-
scheidungsmacht? Verlangen sie schon im Alltag des Bildungssystems echte Rechte 
und praktische Partizipation von Kindern und Jugendlichen? Richten sie ihr Par-
tizipationsverständnis auf die Demokratisierung von Politik und Wirtschaft? Oder 
machen sie dabei mit, wenn die Politik das Recht auf Partizipation in eine Pflicht an 
spezifischen Politiken zu partizipieren ummünzt? 

Auf welches Bürgerschaftsbild beziehen sie sich? Berücksichtigen sie, dass den 
unterschiedlichen theoretischen Konzepten in der bürgerschaftlichen Praxis unter-
schiedliche Normvorstellungen von der guten Bürgerin korrespondieren, und dass 
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diese Bürgerbilder Unterschiede im Partizipationsverhalten mit sich bringen (Bol-
zendahl & Coffé, 2013)?

Bei der Beantwortung all dieser Fragen müssen fachdidaktische Bildungen für 
Partizipation den Diskussionsstand der Sozialwissenschaften berücksichtigen. 

3.	 Sozialwissenschaftliche Analysen

Politischer und pädagogischer Partizipationsoptimismus sind weit verbreitet. Viele 
partizipationspolitische und einschlägige fachdidaktische Beiträge gründen auf der 
Annahme, Partizipation sei gut und mehr Partizipation sei besser. Selten wagt es 
jemand, gegen mehr Partizipation oder gar für weniger Partizipation zu plädieren.

Wie weit tragen diese Annahmen und Erwartungen? Ein Blick in die sozialwis-
senschaftliche Forschung bringt vor allem Ernüchterung. Das zeigt sich exempla-
risch an drei Zusammenhängen: am Verhältnis von ökonomischer und politischer 
Ungleichheit, am Verhältnis von Finanzkapitalismus und Demokratie und am Ver-
hältnis von politischer Partizipation und Exklusion.

3.1	 Ökonomische und politische Ungleichheit

Es ist eine Binsenweisheit der Wahlforschung, dass der soziale bias von Wahlen umso 
geringer ist, je mehr Menschen sich daran beteiligen (Schäfer, 2010, S. 136–140). Die 
empirische Forschung zeigt: die Ungleichheit in der politischen Partizipation und 
ihrer Wirksamkeit spiegelt die sozioökonomische Ungleichheit der Bürgerinnen 
(Schäfer, 2010, S. 149–151).

Das gilt zum einen für die konventionelle Partizipation durch Repräsentation auf 
der Basis von Wahlen. Hier ist die Unterschicht in allen Punkten relativ betrachtet 
schlechter gestellt als die Mittel- und Oberschicht (Lehmann, Regel & Schlote, 2015, 
S. 178). Der enge Zusammenhang zwischen ökonomischer und politischer Ungleich-
heit zeigt sich auch im internationalen Vergleich (Weßels, 2015).

Soziale Ungleichheit wirkt sich negativ auf das Wählerwissen unterer Schichten 
aus und behindert damit ein effektives, interessenorientiertes Wählen (Weßels, 2015, 
S. 89–90). Selbst wenn sich Unterschichtsangehörige wesentlich stärker an Wahlen 
beteiligen und ihren Wähleranteil deutlich steigern würden, verbesserte das nicht 
unbedingt die Repräsentation ihrer Interessen im politischen System (für die USA 
Flavin, 2012). Aber vor voreiligen Verallgemeinerungen muss man sich hüten, ha-
ben doch politische Institutionen und Kultur eines Landes einen modifizierenden 
Einfluss.

Drängt nun auch noch der Unterricht die Lernenden zu einer stark gemeinwohl
orientierten politisch-ökonomischen Urteilsbildung, schwächt dies die Interessen-
vertretung der Schwachen noch weiter. Lernen die Benachteiligten, sich vorzugswei-
se am Wohl aller zu orientieren, hält sie das davon ab, Partizipation für ihre eigenen 
Interessen zu nutzen. So bestärkt man ihre Benachteiligung.
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Nun geht in vielen Ländern die Beteiligung an konventionellen Partizipationsfor-
men wie etwa Wahlen zurück. In Europa bleiben besonders die schlecht Gebildeten 
und wirtschaftlich Schwachen partizipationsabstinent (vgl. zum Folgenden Schäfer, 
2009, S. 173–179). Sie erwarten von der Politik keine Verbesserung ihrer sozioökono-
mischen Lage mehr, sie hoffen nicht einmal mehr auf eine ausgleichende Sozialpo-
litik und erwarten nichts von der Demokratie (Blühdorn, 2013, S. 154). Auch für die 
„erodierende Mittelklasse“ verliere „die Demokratie an Anziehungskraft“ (Blühdorn, 
2013, S. 155).

Fakt ist, dass fast überall die soziale Ungleichheit wächst. Fast überall gilt der 
jeweilige Kapitalismus als alternativlos. Die Staaten und ihre Behörden wirken 
überfordert: sie ähneln Gefangenen im System, die dessen Erfordernisse unbedingt 
bedienen müssen.

Das hat Folgen für die Demokratie. Denn unter diesen Bedingungen verlieren 
zwei fundamentale Versprechen der Demokratie dramatisch an Glaubwürdigkeit: 
das Versprechen von gleichen Teilhabechancen und das Versprechen einer kollektiv 
legitimierten Gestaltung von Wirtschaft und Gesellschaft (Schäfer, 2009, S. 179). Das 
erste Versprechen zerspringt unter der realen Ungleichheit. Das zweite Versprechen 
zerfällt unter den realen oder vermeintlichen Systemzwängen, aus denen wiederum 
weiter wachsende Ungleichheit resultiert.

Angesichts der Enttäuschungen aus diesen Defiziten der Demokratien hofft man 
auf eine Abmilderung der Asymmetrie durch direkte oder durch unkonventionelle 
Formen von Partizipation. Letztere nehmen im Trend an Häufigkeit, Mobilisierungs-
grad und Formenvielfalt durchaus zu (z. B. Norris, 2002). Von sozialen Bewegungen 
als Form direkter Partizipation erwartet man sogar Beiträge zur (weiteren) Demo-
kratisierung in Transitionsländern (della Porta & Rossi, 2013).

Empirisch zeigt sich aber, dass auch unkonventionelle Formen wenig gegen par-
tizipatorische Ungleichheit ausrichten können. Zum einen fördern Formen direk-
ter Demokratie wie etwa Volksabstimmungen die politische Inklusion der unteren 
Schichten deutlich schlechter als die repräsentativen, indirekten Partizipationsfor-
men (Merkel, 2014). Zum anderen nutzen vor allem die auch konventionell schon 
aktiven Bürgerinnen unkonventionelle Formen zusätzlich, um auf ihre Anliegen 
noch besser aufmerksam zu machen (z. B. Nève & Olteanu, 2013, S. 295–296). 

Mehr Partizipation jenseits konventioneller repräsentativer Formen privilegiert 
also vor allem diejenigen, die bereits überproportional viel Ressourcen und Einfluss 
besitzen. Damit „verstärkt sich die soziale Ungleichheit um eine politische Kompo-
nente“ (Pickel, 2012, S. 55). 

Dies gilt, mutatis mutandis, auch für deliberative Formen von Partizipation. Sie 
vertiefen die durch Bildungsungleichheit bedingte politische Benachteiligung oder 
Exklusion, weil sie eine hohe Argumentationskompetenz voraussetzen (Toots, 2013, 
S. 113). Ungleichheit in der Bildung gebiert also Ungleichheit in der Demokratie. Die 
Diagnose des Bildungsbias impliziert aber nicht die Unterstellung einer mangelnden 
Entscheidungskompetenz der Wählerinnen; diese erweist sich, etwa bei EU-Referen-
den, als durchaus angemessen (z. B. Hobolt, 2009, S. 135–160, 248–249). 
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Wenn die Fachdidaktiken etwas gegen diese Ungleichheiten unternehmen wol-
len, dann sollten sie vor allem drei Dinge tun:

•	 Erstens sollten sie die Jugendlichen befähigen, ihre eigene wirtschaftliche, gesell-
schaftliche und politische Lage nüchtern zu analysieren und dabei ihre eigenen, 
kollektiven und individuellen Interessen herauszuarbeiten. 

•	 Zweitens sollten sie die Jugendlichen mit Verfahren vertraut machen, wie sie he-
rausfinden, welche Parteien ihre Interessen durch tatsächliche Politik am besten 
vertreten. 

•	 Drittens müssen sie die Jugendlichen motivieren möglichst immer zur Wahl zu 
gehen und möglichst immer mit den eigenen Interessen im Kopf.

Diese drei Aufgaben der Fachdidaktiken sind höchst konventionell. Aber auch hier 
ernüchtert ein empirischer Blick. 

Im internationalen europäischen Vergleich zeigt sich, dass Schule und Unterricht 
die Einstellungen zu Europa und die Europawahlbeteiligung nur wenig beeinflussen 
(Keating, 2014, S.  139–142). Wichtiger sind individuelle Erfahrungen und Präfe-
renzen, politische Einstellungen der Lernenden und insbesondere die ihrer Eltern 
(Keating, 2014, S. 183).

Wer wirklich Wahlbeteiligung und mehr politisches Engagement auch von Ju-
gendlichen will, der inszeniert professionelle politische und mediale Kampagnen 
(Keating, 2014, S. 183). Diese wirken meist stark aktivierend und bewirken mehr als 
Bildung. Sie motivieren wählen zu gehen, binden Einstellungen und Wahlentschei-
dung enger aneinander und bestärken die Wählerinnen in der Wertschätzung des 
eigenen Wissens (Hobolt, 2009, S. 95–107).

So gesehen ist mehr politische Partizipation vor allem eine Aufgabe von Politik, 
weniger eine Aufgabe von Schule und Unterricht. Was bleibt dann für die Fachdidak-
tiken zu tun? Mehr und bessere Bildung bleibt ihre Aufgabe. Dabei sollten sie sich auf 
ihre Hauptaufgabe konzentrieren: aufklären über die Verhältnisse, die Ungleichheit 
und Exklusion verursachen, und aufklären über real existierende Partizipations
optionen. 

Vor diesem Hintergrund sind vor allem das Verhältnis von Kapitalismus und De-
mokratie und seine Folgen für Partizipation aufzuklären.

3.2	 Kapitalismus und Demokratie

Sozialwissenschaftliche Analysen beobachten, dass sich gegenwärtig eine neue Phase 
des Kapitalismus entwickle (zum Folgenden Kocka & Merkel, 2015). Der erfolgreich 
durchgesetzte neoliberale Kapitalismus werde von einem neuen Kapitalismus abge-
löst. Ihn kennzeichneten intensivierte Deregulierung und Privatisierung, verschärfte 
Kommodifizierung, teilweiser Rückbau des Sozialstaates, fortschreitende Globali-
sierung, expandierende Macht des internationalen Finanzkapitals und in der Folge 
wachsende sozioökonomische Ungleichheit (S. 311–312). 
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Dies sei angesichts der „an gleichen Rechten, Chancen und Pflichten orientierten 
Grundsätzen der Demokratie“ unerträglich, Kapitalismus sei nicht demokratisch, 
Demokratie nicht kapitalistisch (Kocka & Merkel, 2015, S. 313). Die Logiken von Ka-
pitalismus und Demokratie seien kaum kompatibel, es komme zu einer „erheblichen 
Distanz“ zwischen beiden (S. 331). Diese wachse durch den durchgreifenden Neoli-
beralismus und den deregulierten Finanzkapitalismus (S.  318, 320–321). Allerdings 
hätten Kapitalismus und Demokratie auch Affinitäten, vor allem in den Prinzipien 
Wettbewerb und Wahlentscheidung (S. 314). 

Solche Diagnosen tangieren politische (und ökonomische) Partizipation massiv. 
Denn sie konstatieren eine strukturelle, umfassende Einschränkung der Partizipati-
onschancen, die die Bildung für Partizipation zunehmend ins Leere laufen lässt (zum 
Folgenden Kocka & Merkel, 2015, S. 318, 321–330). 

Wirtschaftliche und politische Entscheidungen werden systematisch denationa-
lisiert, entterritorialisiert und beschleunigt, sie geraten mehr und mehr in die Hän-
de staatlicher Exekutiven, supra-nationaler Organisationen und global agierender 
Wirtschaftseliten. Dies gehe zu Lasten der Parlamente, beschneide die repräsentative 
Partizipation und beschränke die konstitutionell-demokratische Legitimation von 
Entscheidungen. Zugleich wachse die sozioökonomische Ungleichheit. 

Die sozioökonomische Ungleichheit verletze das Prinzip der politischen Gleich-
heit. Die zunehmende Ungleichheit gehe zu Lasten der unteren Schichten, die politi-
sche Partizipation werde asymmetrischer, was diese weiter benachteilige. Es komme 
zur sozioökonomischen und politischen „Unterschichtsexklusion“ mit weniger Parti-
zipation und schlechter Repräsentation (Kocka & Merkel, 2015, S. 318, 324). 

Diese Exklusion verschärfe sich, da man staatliche Umverteilungspolitiken von 
oben nach unten immer schlechter gegen die Interessen der global mobilen Kapi-
talseite durchsetzen könne (S.  318, 325). So fielen die Verlierer von Globalisierung 
und Finanzialisierung immer weiter aus dem System der politischen Repräsentation 
hinaus.

Nun existieren geschichtlich und gegenwärtig vielfältige Typen von Kapitalismus 
und Demokratie. Dabei passen manche Kombinationen von Kapitalismen und De-
mokratien besser zusammen als andere (vgl. Kocka & Merkel, 2015, S. 333–334). Hier 
existieren also durchaus reale und realisierte politische Alternativen.

Aber den Lernenden an deutschen Schulen bleibt dies überwiegend verborgen. 
Die Curricula konzentrieren sich meist allein auf die deutsche Demokratie und die 
deutsche soziale Marktwirtschaft. So entsteht der Eindruck von politischer Alterna-
tivlosigkeit. Auf Partizipation wirkt politische Alternativlosigkeit aber lähmend. Klar 
kontrastierende Positionen motivieren Bürgerinnen besser dazu sich an politischen 
Prozessen zu beteiligen (Hobolt, 2009, S. 158).

Echte oder anscheinende Alternativlosigkeit entpolitisiert und macht Demo-
kratie mehr und mehr überflüssig. Alternativlosigkeit und Entpolitisierung hängen 
zugleich eng mit Exklusion zusammen.
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3.3	 Politische Partizipation und Exklusion

Wer von Partizipation spricht, darf von Exklusion nicht schweigen. Auch Partizipa-
tionsbildung beginnt mit dem Thema Exklusion (vgl. Kronauer, 2015, S. 19). Sie muss 
die Phänomene der sozioökonomischen Ausgrenzung thematisieren und nach den 
systematischen Ursachen von Exklusion und Nicht-Partizipation fragen. Wir disku-
tieren das exemplarisch am Konzept der Postdemokratie, das durch Colin Crouch 
prominent wurde (vgl. Crouch, 2004). Dabei beziehen wir uns auf eine Variante, die 
mit einem starken Begriff von Postdemokratie arbeitet und von der „Erschöpfung 
des demokratischen Projektes“ ausgeht (Blühdorn, 2013, S. 156).

Anders als Colin Crouch, Wolfgang Merkel und Jürgen Kocka hofft das Konzept 
der „simulativen Demokratie“ nicht länger auf eine Renaissance der sozialen De-
mokratie und ihrer Partizipationskultur. Die „Krisensymptome“ der herkömmlichen 
Partizipation seien vielmehr eine auch emanzipatorische und demokratisierende 
Errungenschaft. Denn die Bürgerinnen würden sich aus den alten, hierarchischen 
und unflexiblen Beteiligungsformen befreien und selbstbestimmtere Formen der 
Partizipation nutzen (vgl. Blühdorn, 2013, S. 145).

Zugleich komme es zur Entpolitisierung der Bürgerinnen, zur Entpolitisierung 
der Themen und des Regierens. Angesichts der heutigen Hyperkomplexität von Poli-
tik und Privatleben diene Entpolitisierung als eine bewusste Strategie der Reduktion 
von Komplexität (Blühdorn, 2013, S. 188). Das gelte auch für die öffentliche Verwal-
tung und für die Politik.

Gleichzeitig dominiere eine Politik der Objektivierung. Sie orientiere sich norma-
tiv an derjenigen Art von Objektivität, die von Wissenschaft, Recht oder Systemim-
perativen beansprucht werde. Dies sei eine „Logik der Entpolitisierung“ (Blühdorn, 
2013, S. 199). 

Hinzu komme, dass mehr Demokratie mehr Selbstverantwortung für die Bürger 
bedeute. Das wünschten diese aber nicht unbedingt. Sie seien bereits überlastet durch 
zunehmende Komplexität und Turbulenz, durch normative und materielle Unsicher-
heit und durch hohe Ansprüche an ihr Alltagsmanagement (Blühdorn, 2013, S. 153). 

Weiter ließen sich die Bürgerinnen selbst bei ihrer Identitätsbildung und Selbst-
verwirklichung vorwiegend vom Imperativ der Systemkonformität leiten (Blühdorn, 
2013, S. 157). Eine derart verinnerlichte Systemkonformität raube einer Partizipation 
als Mittel der Veränderung der Verhältnisse von unten jegliche Substanz.

Schließlich delegierten die Bürgerinnen in vielen Bereichen politische Aufgaben 
und gesellschaftliche Verantwortung selbstbewusst an professionelle Dienstleister. 
Sie betrieben damit ein politisches outsourcing, z. B. an Experten wie Nichtregie-
rungsorganisationen oder Lobbygruppen. 

Analysen zur Postdemokratie zeigen auch, dass aus der Partizipation selbst Un-
gleichheit in der Partizipation resultiert (zum Folgenden Blühdorn, 2013, S. 202–203). 
Das belegt das Beispiel network governance, eine dezentralisierte, kooperative, kon-
sensorientierte und meist informelle Politik. Regierung und Behörden bestimmten, 
wer teilnehmen darf und wer nicht, sie bevorzugten meist die Gruppen der Moder-
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nisierungs- und Globalisierungsgewinner. Partizipation werde so zum Instrument 
gegen die Marginalisierten und Exkludierten. Damit habe sich Partizipation in der 
Postdemokratie grundlegend verändert (Blühdorn, 2013, S. 197).

Was folgt für die für Partizipation aufgeschlossenen Fachdidaktiken, wenn diese 
sozialwissenschaftlichen Analysen im Großen und Ganzen einigermaßen zutreffen?

4.	 Aufklärung oder Aktivierung?

Eine Folge betrifft klassische Konzepte der Fachdidaktik, beispielsweise das in den 
sozialwissenschaftlichen Fachdidaktiken prominente Konzept der politisch-mora-
lischen oder ökonomisch-ethischen Urteilsbildung. Die gesellschaftliche Basis für 
dieses Konzept bröckelt, da diese Form des Urteils zum einen in der realen Politik 
wegen Alternativlosigkeit oder exklusiver Partizipation mehr und mehr bedeutungs-
los wird. Zum anderen würden die partizipatorisch Unterprivilegierten noch mehr 
politischen Einfluss verlieren, wenn sie sich den „Luxus“ leisten würden, eine ge-
meinwohlorientierte Perspektive einzunehmen. Ein solcher Urteilstyp mutierte dann 
zu einem artifiziellen Ansatz, der sich nur noch im Klassenzimmer behaupten kann.

Darüber hinaus – und das ist sicher gravierender – kann man sehen, dass schu-
lisch präparatorisch-partizipatorische Bildung in der gesellschaftlichen Wirklichkeit 
von Partizipation nur marginale Wirkungen hat. Partizipationsdidaktik wäre dann 
ein mehr und mehr vergebliches Bemühen.

Dagegen bleibt die fachdidaktische Arbeit wichtig für die Wahrnehmung der ge-
sellschaftlichen Wirklichkeit, für deren Analyse und deren Interpretation. Verlangt 
ist deshalb vor allem eins: von den Fachdidaktiken angeleitete sozialwissenschaftli-
che Aufklärung! 

Dabei haben die Fachdidaktiken gleich zwei Aufklärungsaufgaben zu bearbeiten. 
Zum einen müssen sie, wie skizziert, nachdrücklich ihre eigene sozialwissenschaftli-
che Selbstaufklärung betreiben. Zum anderen müssen sie Forschungs- und Entwick-
lungsarbeit für die Aufklärung der Lernenden leisten.

All das spricht für eine partizipationspädagogische Bescheidenheit der Fachdi-
daktiken. Sie sollten sich auf ihre Kernkompetenz konzentrieren und domänenspe-
zifische Beiträge zu zunächst zwei Fragen entwickeln: „Was ist der Fall?“ und „Was 
steckt dahinter?“ (vgl. Luhmann, 1993). Hinzu kommt dann die Frage „Was kann 
man tun?“. 

Will man noch mehr machen, muss man in erster Linie reale und relevante 
politische Partizipation in der Organisation Schule fördern. Dafür reichen aber ver-
schwurbelte Varianten der Partizipation „von oben“ wie Schülermitverwaltung oder 
Schülermitverantwortung nicht aus, sie halten die Lernenden auf Distanz zu Formen 
echter demokratischer Partizipation und verhindern mächtige Mitbestimmung „von 
unten“.
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Mit diesen Aufgaben haben die Fachdidaktiken für viele Jahre mehr als genug zu 
tun. Motivierung und Mobilisierung für gesellschaftliche und politische Partizipati-
on können sie getrost der Politik überlassen. 
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Bildung für nachhaltige Entwicklung

Der Beitrag der Fachdidaktiken

Bereits seit mehreren Jahrzehnten, aber mit zunehmender Aktualität, prägen weit-
reichende Umwelt- und Entwicklungsprobleme, wie Klimawandel, Migration, Res-
sourcenkonflikte, Armut, Hunger, Biodiversitätsverlust, lokal wie global unser Leben 
und unsere Gesellschaft. Um diese großen Herausforderungen meistern zu können, 
ist ein gesellschaftlicher Wandel erforderlich (WBGU, 2011). Diese Erkenntnis führte 
bereits 1992 dazu, dass 187 Staaten der Weltgemeinschaft sich in Rio in der Agenda 
21 darauf verständigten, als Leitbild eine nachhaltige Entwicklung anzustreben, um 
zur Lösung der o. g. Probleme beizutragen. Um jedoch eine Transformation hin zu 
einer nachhaltigeren Gesellschaft erreichen zu können, ist weltweit eine Bildung für 
nachhaltige Entwicklung (BNE) erforderlich, um die Bürgerinnen und Bürger zur 
gesellschaftlichen Teilhabe zu befähigen und den gewünschten Wandel mitzugestal-
ten. Dieser Beitrag möchte nach einer Klärung grundlegender Konzepte aufzeigen, 
inwieweit es inzwischen gelungen ist, BNE in Fachunterricht, Lehrerbildung und 
Bildungsforschung zu implementieren. Weiterhin will er diskutieren, inwieweit die 
Fachdidaktiken in den genannten Bereichen Beiträge dazu leisten können und sollen.

1.	 Grundlegende Konzepte

Nur 38% der Deutschen kam 2015 der Begriff Nachhaltigkeit „ganz sicher bekannt“ 
vor (GFK, 2015), wobei sich die Bekanntheit seit der Jahrtausendwende etwa ver-
dreifacht hat (Statista, 2016). Die meisten Befragten verbinden den Begriff allerdings 
nur mit umweltbewusstem Handeln und Wirtschaften (GFK, 2015). Ein klares 
Konzept ist also unabdingbar, will man einen Wandel im Bildungssystem und in 
der Gesellschaft herbeiführen. Gemäß dem Rat für nachhaltige Entwicklung heißt 
nachhaltige Entwicklung, Umweltgesichtspunkte gleichberechtigt mit sozialen und 
wirtschaftlichen Gesichtspunkten zu berücksichtigen (RNE, 2015), wobei die Gene-
rationengerechtigkeit betont wird. Tremmel (2003) und Ekardt (2014) sehen über das 
so genannte Nachhaltigkeitsdreieck hinaus neben der intergenerationellen auch die 
intragenerationelle oder globale Gerechtigkeit als konstitutiv an. 

Wichtig ist die in Rio 1992 betonte zentrale Erkenntnis, dass Umwelt und Ent-
wicklung nicht getrennt voneinander diskutiert werden können. Dieses wurde 2015 
eindrucksvoll durch zwei herausragende Ereignisse bekräftigt. Zum einen wurden 
die Milllenium Developments Goals abgelöst durch 17 Sustainable Development 
Goals, die von der UN im Rahmen ihrer 2030-Agenda für nachhaltige Entwicklung 
beschlossen wurden und die Verbindung zwischen Nachhaltigkeit und Entwicklung 
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deutlich machen (Welthungerhilfe, 2015). Zum anderen erschien die Enzyklika „Lau-
dato si“, in der am Beispiel des Klimawandels und der Armut sehr eindringlich auf 
den Zusammenhang zwischen Umwelt- und Entwicklungsproblemen hingewiesen 
und die Notwendigkeit einer nachhaltigen Entwicklung postuliert wird.

Bereits in der Agenda 21 von 1992 wird in Kapitel 36 auf die große Bedeutung der 
Bildung verwiesen. Weltweit begann man daraufhin, Konzepte für eine Education for 
Sustainable Development (ESD) zu entwickeln und zu implementieren (z. B. Scott & 
Gough, 2003; Wals, 2011). Allerdings entstand BNE nicht im luftleeren Raum. Etwa 
seit den 1970er Jahren hatte sich zum einen die Umweltbildung zum anderen eine 
entwicklungspolitische Bildung ausgeprägt, die sich später zum Globalen Lernen 
weiterentwickelte. Diese beiden Stränge wurden nun zur BNE zusammengeführt 
(vgl. Abb. 1). 

Globales Lernen versteht sich heute als ein Teilbereich der BNE, wie es z. B. der 
Orientierungsrahmen für den Lernbereich Globale Entwicklung (KMK & BMZ, 
2015, S. 17), eindeutig formuliert. BNE ist, genau wie ihre Vorgänger, ein fachüber-
greifendes Bildungsanliegen. 

Das übergeordnete Ziel einer BNE liegt darin, dass die zukünftigen Entschei-
dungsträger Gestaltungskompetenz erwerben, um zu einer nachhaltigen Entwick-
lung beizutragen. Das international am besten operationalisierte Kompetenzkonzept 
für BNE ist das der Gestaltungskompetenz von de Haan (2008), das dem Ordnungs-
schema der Kompetenzen der OECD folgend 12 Teilkompetenzen entwickelte, von 
denen nur vier auf Sach- und Methodenkompetenzen entfallen, während sich jeweils 
weitere vier auf soziale und personale Kompetenzen beziehen. Bereits früh begann 
die Diskussion um BNE-Themen, welche Bildungsgegenstand sein sollen. Es gab 
unterschiedliche Ansätze, diese zu generieren. De Haan (2002) legte vier Kriterien 
fest, nach denen Kernthemen bestimmt werden sollen: 1. Zentrales, lokales und oder 
globales Thema für nachhaltige Entwicklungsprozesse, 2. Längerfristige Bedeutung, 
3. Differenziertheit des Wissens, 4. Handlungspotential. Rieckmann (2010) ermit-
telte BNE-Themen mit Hilfe von Interviews internationaler Experten. Bagoly-Simó 
(2014) schließlich leitete diese aus der Agenda 21 und ihren internationalen Folge-
dokumenten ab und kam somit auf insgesamt 46 Themen. Kernthemen der BNE 
sollten ermöglichen, möglichst viele Aspekte des BNE-Konstrukts anzusprechen und 
Einsicht in die Vernetzung zu bekommen. Dabei können im Laufe der Zeit neue 

Abb. 1:  
Entwicklung der BNE (eigener Entwurf)

Umweltbildung

BNE

Globales Lernen

Um
weltbildung
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Themen hinzukommen oder an Gewicht gewinnen, wie z. B. der Klimawandel, und 
andere an Bedeutung verlieren. Das o. g. Kompetenzkonzept postuliert, insbesondere 
durch seine sozialen und personalen Kompetenzen, auch andere Methoden für BNE, 
die es möglich machen, Gestaltungskompetenz zu erwerben. Hier sind insbesondere 
Methoden zu nennen, die sich auf die Zukunft ausrichten, wie z. B. Zukunftswerk-
statt, und/oder Partizipation und Handlungskompetenz stärken. Der Mehrwert von 
BNE gegenüber anderen Bildungskonzepten besteht v. a. im Zusammendenken von 
Umwelt und Entwicklung, im Bezug zum Nachhaltigkeitsdreieck, in der Berück-
sichtigung von inter- und intragenerationeller Gerechtigkeit, im Bezug zur eigenen 
Person und zum Alltag sowie in der Förderung von Gestaltungskompetenz.

Nachdem auf der Folgekonferenz von Johannesburg 2002, zehn Jahre nach Rio, 
festgestellt wurde, dass der neue Gedanke nur zögerlich in die Bildungssysteme der 
Länder Eingang fand, beschloss man die Implementierung von BNE durch eine UN-
Dekade (2005–2014) voranzutreiben. Nach ihrem Abschluss lohnt es sich, die Er-
gebnisse der Bestrebungen unter besonderer Berücksichtigung der fachdidaktischen 
Arbeitsfelder – Fachunterricht, Lehrerbildung sowie Forschung – zu analysieren. 

2.	 Stand der Implementierung von BNE

2.1	 Implementierung von BNE in den Fachunterricht

International verfolgtes Ziel war es, BNE in allen Bildungsbereichen zu verankern. 
Aufgrund der hohen Komplexität des Themas sowie der sehr unterschiedlichen 
Rahmenbedingungen konzentriert sich der vorliegende Beitrag auf die Situation in 
Deutschland.

Beginnend in den 1990er Jahren wurden die Programme „21“  –  Bildung für 
eine nachhaltige Entwicklung (1999–2004) und daran anschließend Transfer-21 
(2004–2008) durchgeführt. Diese beiden BLK-Modellprogramme hatten das Ziel, 
die schulische Bildung am Konzept der nachhaltigen Entwicklung zu orientieren. In 
diesem Rahmen wurden entsprechende Bildungsziele und -inhalte sowie innovative 
und interdisziplinäre Lernformen entwickelt und praktiziert. Unter Mitwirkung von 
ca. 200 Schulen wurden Strukturen, Konzepte und Materialien erarbeitet, die dann 
im Programm Transfer-21 an 10 % aller 4.500 Schulen der beteiligten Bundesländer 
etabliert wurden. Um BNE in großem Umfang zu verankern, wurden bei Transfer-21, 
nachdem sich das Programm „21“ auf die Sekundarschulen beschränkt hatte, nun 
auch Grund- und Ganztagsschulen sowie die Lehrerbildung berücksichtigt. 

Im Jahr 2007 wurde als weitere Implementierungsmaßnahme von der Ständigen 
Konferenz der Kultusminister (KMK) und der Deutschen UNESCO-Kommission 
(DUK) eine Empfehlung zur BNE in der Schule herausgegeben. Diese gibt nach 
Formulierung der Ausgangslage und der Zielsetzung konkrete Hinweise für die 
Umsetzung von BNE in der Schule. Sie weist darauf hin, dass im Primarbereich das 
interdisziplinär angelegte Fach Sachunterricht hervorragend für die Vermittlung von 
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BNE-Themen geeignet sei. Für den Sekundarbereich wird neben fächerverbinden-
den Thematisierungen empfohlen, BNE auch in den Fachunterricht zu integrieren. 
Dabei sei darauf zu achten, die Vielzahl unterrichtlicher Einzelvorhaben curricular 
zu strukturieren und an Kompetenzen zu orientieren. Trotz grundsätzlich guter Kon-
zeptualisierung von BNE wird allerdings nicht hinreichend deutlich, dass in BNE 
die beiden großen Stränge – Umweltbildung und Globales Lernen – integriert sind. 
Darüber hinaus werden die BNE-Themen als Add-on-Themen dargestellt, indem ge-
fordert wird, dass: „[…] im Sekundarbereich neben einer fächerverbindenden oder 
-übergreifenden Thematisierung eine verstärkte Integration von BNE-Themen in 
den jeweiligen Fächern anzustreben“ (KMK & DUK 2007, S. 4) ist. Die Notwendig-
keit einer Verankerung in den Fachunterricht und dessen Lehrpläne wurde auch zur 
Halbzeit der Dekade nochmals betont (DUK 2011, S. 28). 

Nach Hellwig und Upmeier zu Belzen (2008) erwiesen sich drei Bereiche als pro
blematisch für die Implementierung: Erstens der geringe Kenntnisstand von Lehrerin-
nen und Lehrern über das neue Leitbild und das dahinter stehende Bildungskonzept 
(Seybold 2006), zweitens die zu hohen Erwartungen an unser Bildungssystem, die oft 
nicht die Realität widerspiegeln und drittens der dokumentierte geringe Wirkungsgrad 
traditioneller Umweltbildung in Deutschland (Rost, 2002; Eschenhagen, Kattmann & 
Rodi, 2006). Als weiteres Problem erwies sich der interdisziplinäre Anspruch, der den 
Fokus auf fächerverbindenden Unterricht legte und im Gegenzug den Fachunterricht 
vernachlässigte (Bagoly-Simó, 2014; Bagoly-Simó & Hemmer, 2017).

Welche Ergebnisse zeigen sich nun bezüglich der Implementierung in den Fachun-
terricht, nachdem die UN-Dekade abgeschlossen ist? Zunächst ist zu konstatieren, dass 
es nur wenige jüngere empirische Studien gibt, die sich dieser Frage zugewendet haben. 

Buddeberg (2014) untersuchte 2010 die Implementierung des BNE-Konzeptes an 
weiterführenden Schulen in Nordrhein-Westfalen (NRW). Bei ihrer der eigentlichen 
Studie vorangehenden Lehrplananalyse stellte sie fest, dass in NRW eine explizite 
curriculare Verankerung vorwiegend in Geographie und Biologie, gefolgt von Politik 
und Wirtschaft (Buddeberg, 2014, S. 90 ff.) stattgefunden hat.

Bagoly-Simó (2014) führte eine tiefer gehende Lehrplananalyse aller Fächer im 
internationalen Vergleich durch, um das Ausmaß der Implementierung von BNE 
festzustellen. Neben dem rumänischen und dem mexikanischen Nationalcurriculum 
untersuchte er auch den bayerischen Realschullehrplan. Dabei dienten ihm die 46 
BNE-Themen, die er aus internationalen Dokumenten abgeleitet hatte, zur Messung 
der Tiefe und Breite der Implementierung in den einzelnen Fächern. Er unterschied 
bei seiner Analyse zwischen einer Behandlung der Themen im Sinne des Aufbaus 
eines fachspezifischen Grundwissens und/oder im Sinne der Förderung einer BNE 
(vgl. Abb. 2). Mit Ausnahme der Fächer Mathematik und Technisches Zeichnen be-
handeln alle restlichen 25 Fächer des bayerischen Realschullehrplans BNE-Themen. 
Während die Fächer Geographie (27), Ethik (14) und Biologie (13) die meisten BNE-
Themen beinhalten, hat die Textanalyse in mehr als drei Viertel aller Fächer lediglich 
bis zu zehn Themen identifiziert. Dabei fällt auf, dass die BNE-starken Fächer Ne-
benfächer mit geringem Stundendeputat sind.
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Abb. 2: 	 Der Beitrag der einzelnen Fächer zur BNE im bayerischen Realschullehrplan  
(Bagoly-Simó 2014, S. 234)

Schulbuchanalysen fanden bisher nur mit Geographieschulbüchern statt (z. B. Böhn 
& Hamann, 2011, Bagoly-Simó, 2013) und zeigten auf, dass selbst in diesem Haupt-
trägerfach, BNE-Themen nur teilweise den Ansprüchen einer BNE entsprechend 
unterrichtet werden.
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Im Kern der o. g. Studie von Buddeberg (2014) stand eine quantitative Online-
Befragung von 489 Lehrkräften und 34 Schulleitungen aller Schularten. An vier 
Schulen wurden zusätzlich leitfadengestützte Experteninterviews durchgeführt. Den 
Ergebnissen folgend kannte mehr als die Hälfte der Lehrkräfte das BNE-Konzept 
nicht. Allerdings gaben 75–90% der Befragten nach Vorlage eines Themenkatalogs 
an, nachhaltigkeitsbezogene Themen zu behandeln. In den gesellschaftswissenschaft-
lichen Fächern (mit Ausnahme von Geschichte) wurden über alle Schulformen hin-
weg die meisten Themen behandelt. Der Lehrplan stellt nach Auskunft der Befragten 
den Hauptgrund für die Behandlung dar. Während Geographielehrkräfte BNE eine 
überdurchschnittlich hohe Bedeutung beimaßen und sie diese auch umsetzten, fand 
bei Biologie- und Chemielehrkräften trotz Zumessung eines hohen Stellenwerts 
eine explizite Auseinandersetzung nur im geringen Umfang statt. Eine Analyse der 
Geschlechterdifferenz zeigte, dass sich Lehrerinnen stärker engagierten. Schließlich 
konnte ein Zusammenhang zwischen dem Innovationsklima an den Schulen und der 
Umsetzung von BNE belegt werden.

Waltner (2015) befragte im Rahmen einer Masterarbeit aufbauend auf die Studie 
von Rieß und Kollegen (2007) ca. 120 Gymnasiallehrkräfte aus Baden-Württemberg. 
Dabei zeigte sich 2015 ein geringfügig höherer Bekanntheitsgrad des BNE-Konzepts 
als 2007, der sich jedoch nicht in einer stärkeren Umsetzung niederschlug.

Bagoly-Simó und Hemmer (2017) untersuchten die Implementierungssituation 
in den deutschen Sekundarschulen im Rahmen einer Literaturanalyse. Weil sich 
die o. g. wenigen empirischen Studien auf die Situation in einzelnen Bundesländern 
beziehen, analysierten sie zusätzlich u. a. die Bildungsstandards für den Mittleren 
Schulabschluss, die einheitlichen Prüfungsanforderungen für das Abitur sowie 
fachdidaktisch-schulpraktische Zeitschriften, um die Implementierung von BNE auf 
nationaler Ebene über alle Fächer hinweg zu erfassen.

Alle Studien kommen zu relativ übereinstimmenden Ergebnissen: Eine Imple-
mentierung fand vor allem im Sachunterricht sowie im Fach Geographie, weiterhin 
in den Fächern Sozialkunde/Politik/Wirtschaft sowie Biologie statt. Sie ist, über alle 
Fächer hinweg gesehen, nicht als breit und tief zu bezeichnen. Nicht selten ist eine 
mangelnde Konzeptklarheit, z. B. Gleichsetzung mit Umweltbildung, festzustellen. 
Die in allen, auch den internationalen, Studien deutliche erkennbare Vorreiterstel-
lung der Geographie bei der Realisierung von BNE lässt sich eindeutig auf die hohe 
Affinität zurückführen, die zwischen Geographie und BNE hinsichtlich der Ziele, der 
Inhalte sowie der Konzepte und z. T. der Kompetenzen besteht (z. B. Bagoly-Simó, 
2014; Schockemöhle & Schrüfer, 2012; Reinfried, 2009).

Die Ansicht, dass Integrationsfächer bzw. Fächerverbünde der Sekundarschulen 
BNE besser gerecht werden könnten, ist schon rein konzeptionell und von der Sache 
her nicht gegeben, denn anders als im Sachunterricht der Grundschule, werden diese 
einseitig natur- oder gesellschafts-wissenschaftlich ausgerichteten Konstrukte gerade 
der BNE mit ihrem Fokus auf das Zusammendenken von Umwelt und Entwicklung 
nicht gerecht.


